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-1-I. Allgemeines I.I. Rechtsgrundlagen1 
• Baugesetzbuch (BauGB) 
• Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts - Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) 
• Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz (UVPG)  
• Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG 
• Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
• Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von Natur und Landschaft Rheinland-Pfalz (LNatSchG) i 
• Landeswassergesetz Rheinland-Pfalz (LWG)  
• Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO)  
• Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) 

                                                1 In der jeweils aktuellen Fassung. 
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-2-II. Erfordernis der Planung, Planungsziele (§1 Abs.3 BauGB) II.I. Planungsanlass Mit dem Abzug der US Army aus von ihr genutzten Liegenschaften ergab sich für die Stadt die Erfordernis die betroffenen Flächen neu zu ordnen und einer städtebaulich zielführenden Nachnutzung zuzuführen. Dazu gehört die Fläche der ehemaligen „Rose Barracks“ die heute als „Gewerbepark General Rose“ einer städtebaulich geordneten Nachnutzung zugeführt werden soll. II.II. Ziele und Zwecke der Planung Der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan „Zwischen Alzeyer Straße und Dürerstra-ße (ehemalige Rose-Barracks) (Nr. 5/14)“ wurde am 31.10.2002 durch den Stadtrat gefasst. Nachdem im Jahr 2005 die frühzeitige Beteiligung durchgeführt worden war, ruhte der Be-bauungsplan, da die Stadt nochmals grundlegende Überlegungen zur städtebaulichen Kon-zeption anstellte. Nun soll der Bebauungsplan weiter verfolgt werden, ein großzügig durch-grüntes Gewerbe- und Dienstleistungsgebiet soll entstehen. Die große Freifläche im Osten wurde geteilt, auf dem nördlichen Teilbereich ist mit einem Bürgerpark von ca. 15.000 qm ein zusätzliches grünes Freiraumangebot im dicht besiedelten südlichen Stadtgebiet etabliert worden. Im südlichen Bereich der Freifläche entstehen hingegen nun Dienstleistungs- und Gewerbenutzungen. Die Darstellungen des Flächennutzungsplanes von 2005 werden mit den heutigen städte-baulichen Zielvorstellungen durch die vorliegende Planung in Deckung gebracht. Es bedarf einer Änderung des Flächennutzungsplanes. § 8 Abs. 3 Satz 1 BauGB sieht hierfür das so-genannte Parallelverfahren vor. Die Planverfahren werden zeitlich und inhaltlich abgestimmt. Für den Bebauungsplan Nr. 5/14 wird eine erneute Offenlage vorgesehen, demgemäß wird gleichzeitig auch die erneute Offenlage für die Änderung des FNP durchgeführt werden. So-mit ist die zeitliche und inhaltliche Abstimmung gegeben. Ziel der Planung ist es, den Flächennutzungsplan mit den heutigen Planungsvorstellungen in Einklang zu bringen. 
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-3-III. Lage und Abgrenzung III.I. Lage des Plangebietes und verkehrliche Anbindung 

 Abb. 1: Lage des Plangebietes2 Das Plangebiet wird primär über die im Südwesten vorbeiführende Alzeyer Straße (Landes-straße 412) erschlossen. An diese werden im Norden des Plangebietes die George-Marshall-Straße sowie im Süden über einen Kreisverkehrsplatz die John-F.-Kennedy-Straße angebunden. Im Plangebiet selbst verbinden zwei Querspangen (Eberhard-Anheuser-Straße, Hannah-Arendt-Straße) diese Straßen miteinander. Weitere kleine Stichstraßen er-schließen die übrigen Flächen. Östlich am Plangebiet vorbei führt die Dürerstraße, diese bindet die John-F.-Kennedy-Straße über einen weiteren Kreisverkehrsplatz an. 

                                                2  Darstellung Luftbild der Stadt Bad Kreuznach - ohne Maßstab. 
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-4-III.II. Geltungsbereich Der räumliche Geltungsbereich der Änderung des Flächennutzungsplanes entspricht der Grenzbeschreibung des Bebauungsplans Nr. 5/14. 
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-5-IV. Einfügen in die räumliche Gesamtplanung IV.I. Landesentwicklungsprogramm LEP IV und Regionaler Raumordnungsplan RROP 2014 Bad Kreuznach ist im Landesentwicklungsprogramm (LEPIV) den Verdichtungsräumen und zwar den „verdichteten Bereichen mit disperser Siedlungsstruktur“ (Bevölkerungsanteil in Ober- und Mittelzentren ≤ 50%) zugeordnet. Verdichtete Bereiche sind durch eine über-durchschnittliche Verdichtung und günstige Erreichbarkeitsverhältnisse bestimmt. Bad Kreuznach ist Mittelzentrum und landesweit bedeutsamer Arbeitsmarktschwerpunkt sowie sonstiger projektbezogener Entwicklungsschwerpunkt. Die Aufgabe verdichteter Bereiche besteht u.a. in der Entlastung der hoch verdichteten Bereiche und darin, ländlichen Berei-chen Entwicklungsimpulse zu geben. Gemäß der mittleren Variante der Bevölkerungsprojektion für die kreisfreien Städte und Landkreise in Rheinland-Pfalz3 gehört der Landkreis Bad Kreuznach zu den Gebietskörper-schaften denen für den Zeitraum 2006-2020 eine negative Bevölkerungsentwicklung (-1,7%) prognostiziert wurde. Das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung prognostizierte hin-gegen für den Landkreis Bad Kreuznach einen Bevölkerungszuwachs von 3,57% von 2007 bis 2025.4 Im LEP IV wird unter G20 die Nutzung der Potenziale der militärischen Konversionsflächen in besonderem Maße unterstützt. Konversionsstandorte sollen vorrangig als sonstige pro-jektbezogene Entwicklungsschwerpunkte berücksichtigt und weiter entwickelt werden. Der Standort Bad Kreuznach wird dabei als vorrangiges Beispiel mit standortbezogener Dimen-sion genannt. Der regionale Raumordnungsplan5 weist die Stadt als Mittelzentrum im Grundnetz aus. 

                                                 3 Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, 2007 – LEP IV, Kap.1.2. 4 Raumordnungsbericht 2011. 5 Raumordnungsplan  Gesamtfortschreibung ROP 2014 (genehmigt am 21. Oktober 2015) und Teil-fortschreibung (genehmigt am 4. Mai 2016)  
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-6-Die Fläche wird im RROP 2004 als Siedlungsfläche Wohnen als auch als Siedlungsfläche Industrie und Gewerbe dargestellt.  Durch die Gesamtbetrachtung aller Konversionsflächen im Stadtgebiet (Rahmenplanung) hat man den einzelnen Konversionsgebieten verschiedene Nutzungsschwerpunkte - auch in An-lehnung an die ursprüngliche Nutzung - in Abstimmung mit dem Land zugewiesen. Die übri-gen Konversionsgebiete waren bereits weitgehend durch Wohnnutzung geprägt und eignen sich in ihrer Lage auch heute noch am besten für diese Nutzung. Hierdurch sind in Bad Kreuznach große Flächenpotenziale für Wohnen vorhanden.  Das in Rede stehende Gelände eignet sich als ehemaliges Kasernengelände jedoch besser für einen Gewerbe- und Dienstleistungspark, der sich auch problemlos in die umgebende Bebauung und Nutzungsstruktur einfügen wird. Dies steht auch im Einklang mit den Grunds-ätzen des RROP, der vorsieht, dass soweit Konversionsflächen frei werden, die sich für eine gewerbliche Nutzung eignen, diese vorrangig für eine solche wieder zu nutzen sind. Ein Teil des Gebietes wurde für die Wohnnutzung zur Verfügung gestellt, da die vorhandene Gebäu-destruktur sich nicht durch eine gewerbliche Nutzung füllen ließ. Die vorliegende Planung steht insgesamt im Einklang mit den Aussagen des LEP IV und des RROP 2014.   V. Das Verfahren V.I. Aufstellungsbeschluss Der Aufstellungsbeschluss für die Änderung des Flächennutzungsplanes im Parallelverfah-ren wurde im Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen und Verkehr am 06.05.2010 vorberei-tet und am 20.05.2010 im Stadtrat gemäß § 8 Abs.3 S.1 BauGB gefasst. V.II. Beteiligung Beteiligung der Öffentlichkeit (§3 Abs.1 BauGB) und Beteiligung der Behörden (§4 Abs.1 BauGB)  Die Beteiligung der Öffentlichkeit (§3 Abs.1 BauGB) wurde parallel zur Behördenbeteiligung (§4 Abs.1 BauGB) durchgeführt und zwar gleichzeitig mit der frühzeitigen Beteiligung zur Änderung des Bebauungsplanes 5/14. Die Öffentlichkeitsbeteiligung wurde mittels ortsüblicher Bekanntmachung in den Tageszei-tungen am 02.09.2011 den Bürgern zur Kenntnis gebracht. Am 14.09.2011 wurde ein Erörte-rungstermin durchgeführt und es bestand die Möglichkeit vom 15.09.2011  - 29.09.2011 die Unterlagen im Verwaltungsgebäude Viktoriastraße 13 einzusehen.  Es wurden keine Eingaben von Bürgern verfasst.  Die Beteiligung der Behörden wurde mit Schreiben vom 08.09.2011 durchgeführt. Es wurden 45 Institutionen angeschrieben, 12 antworteten, davon hatten 7 keine Anregungen, 5 gaben Hinweise, die jedoch für die Flächennutzungsplanebene keine Relevanz hatten. 
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-7-1. Die Untere Landesplanungsbehörde teilte mit, dass durch die Änderung des Flächennut-zungsplans keine Belange der Regional- und Landesplanung berührt werden. 2. Die Brandschutzdienststelle der Kreisverwaltung gab Anregungen zur konkreten Ausfüh-rung von Gebäuden. Da der Flächennutzungsplan jedoch nur die grundlegenden Ziele der städtebaulichen Entwicklung darstellt ist eine Berücksichtigung weder erforderlich noch möglich. Die Stellungnahme wurde ebenfalls im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens behandelt und wird dort als Hinweis aufgenommen. 3. Die Polizeiinspektion gab Anregungen zur Kriminalprävention. Der Flächennutzungsplan stellt wie bereits erläutert nur die grundlegenden städtebaulichen Ziele dar. Eine Berück-sichtigung auf dieser Ebene ist daher ebenfalls nicht möglich. Die Stellungnahme wurde ebenfalls im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens behandelt und wird dort als Hinweis aufgenommen. 4. Die Regionalstelle der SGD Nord hat unter der Voraussetzung, dass im Bebauungsplan-verfahren ein eingeschränktes Gewerbegebiet ausgewiesen wird, keine Einwände gegen eine Darstellung einer Gewerbefläche in direktem Anschluss an Wohnbauflächen. Im Be-bauungsplanverfahren wird nicht nur ein eingeschränktes Gewerbegebiet festgesetzt, sondern auch eine Lärmkontingentierung vorgenommen, die die verschiedenen Nutzun-gen betrachtet und sicherstellt, dass eine gegenseitige Beeinträchtigung vermieden wird. 5. Das Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz hat darauf hingewiesen, dass sich der in Rede stehende Bereich im Bereich einer Bergbauberechtigung zur Solegewin-nung der Stadt Bad Kreuznach befindet. Die FNP-Änderung berührt diese Rechte jedoch nicht, durch die Änderung der Nutzung und der erfolgten Sanierung sind im Gegenteil e-her positive Auswirkungen zu erwarten. Ein weiterer Hinweis betrifft das Vorhandensein von Radon im Planungsgebiet. Dieser Hinweis hat für die Flächennutzungsplanebene keine Relevanz. Die Information wird jedoch als Hinweis in den Bebauungsplan aufge-nommen.  Beteiligung der Öffentlichkeit (§3 Abs.2 BauGB) und Beteiligung der Behörden (§4 Abs.2 BauGB) Offenlage Der Stadtrat hat am 15.12.2011 die Offenlage des Flächennutzungsplanes beschlossen.  Die Offenlage wurde mit Bekanntmachung am 26.03.2012 ortsüblich bekannt gemacht. Pa-rallel wurden die Behörden mit Schreiben vom 02.04.2012 informiert und um Stellungnahme gebeten. Die Offenlage des Flächennutzungsplanes und des Bebauungsplanes Nr. 5/14 liefen paral-lel. Somit ist die zeitliche und inhaltliche Abstimmung gegeben.  Im Beteiligungszeitraum 04.04.2012 bis 03.05.2012 gingen keine Stellungnahmen von Bür-gern ein. Es wurden 45 Institutionen angeschrieben, 8 antworteten, davon hatten 7 keine Anregungen, 1 gab Hinweise, die jedoch für die Flächennutzungsplanebene keine Relevanz hatten. 1. Die RWE verweist auf vorhandene Leitungen. Das Thema wird im Bebauungsplan abgearbeitet. 
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-8-Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit (§3 Abs.2 BauGB) und Erneute Beteiligung der Behörden (§4 Abs.2 BauGB) Offenlage  gemäß § 4a Abs. 3 BauGB Der Stadtrat hat am 29.09.2016 die erneute Offenlage des Flächennutzungsplanes be-schlossen.  Die erneute Offenlage wurde mit Bekanntmachung am 07.10.2016 ortsüblich bekannt ge-macht. Parallel wurden die Behörden mit Schreiben vom06.10.2016 informiert und um Stel-lungnahme gebeten. Die erneute Offenlage des Flächennutzungsplanes und des Bebauungsplanes Nr. 5/14 wur-den parallel durchgeführt. Somit ist die zeitliche und inhaltliche Abstimmung gegeben.  Im Rahmen der Beteiligung gingen keine Anregungen aus der Öffentlichkeit ein. Im Rahmen der Beteiligung der Behörden wurden 46 Behörden beteiligt, davon gaben 1 Anregungen ab; 11 hatten keine Bedenken, 5 gaben Hinweise. 
• Die Anregung des Landesbetriebs Mobilität umfasste das Thema Verkehrskonzept. 
• Das Landesamt für Geologie und Bergbau hat Hinweise auf Vorranggebiete Roh-stoffsicherung gegeben. Beide Stellungnahmen sind für die Flächennutzungsplanebene nicht relevant und wurden im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens abgearbeitet.   
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-9-VI. Planinhalte VI.I. Darstellung und Inhalte des Flächennutzungsplans 2005 Der Flächennutzungsplan 2005 stellt folgendes für den in Rede stehenden Bereich dar: 

 Abb. 2: Auszug aus dem FNP 2005 mit Geltungsbereich der Änderung6 Weiterhin stellt er für die Fläche folgende Zielsetzungen7 auf: Die bebaute Fläche weist Standortvorteile auf, die für eine zentrale Nutzung sprechen: 
• Die Lage zwischen Wohnbauflächen im Süden und Südosten, gemischten Bauflä-chen entlang der Alzeyer Straße,  
• Die noch günstige Entfernung zum Stadtzentrum, 
• Der Gebäudebestand mit stadtbildprägender Wirkung (Denkmalschutz) und öffentli-chem Charakter. Sie eignet sich z.B. als zentraler Verwaltungsstandort oder für Sondernutzungen aus dem Bereich Bildung / Forschung. Die angrenzenden Sportflächen sind als zusammenhängende Freifläche innerhalb der um-gebenden Wohnbebauung zu erhalten und für die Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Die Fläche einschließlich der zugehörigen Hallen und Infrastruktureinrichtungen eignet sich als zentraler Standort für Hallensport ebenso wie für Sport- und Grünflächen des Breiten-sports und/oder ein Ganzjahresbad. Die Fläche ist eingebunden in das Konzept innerstädti-scher Grünverbindungen. Die Ausweisung als Grünfläche dokumentiert den Willen der Stadt, die Fläche als Freibereich zu erhalten.                                                 6 Darstellung ohne Maßstab. 7 Erläuterungsbericht zum Flächennutzungsplan 2005; S. 131. 
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-10-VI.II. Darstellung und Inhalte der 2. Änderung des FNP 2005 Art der baulichen Nutzung (§5 Abs.2 Nr. 1 BauGB) Die Darstellung im FNP 2005 umfasste die Nutzung als Gemischte Baufläche. Primär sollen die bisherigen Zielsetzungen des Flächennutzungsplanes 2005 fortgeführt werden.  Ein wesentlicher städtebaulicher und funktionaler Kern der baulichen Nutzungen innerhalb der Konversionsfläche - orientiert an der Rahmenplanung, die auch das Zusammenspiel mit den weiteren Konversionsliegenschaften berücksichtigt - ist es primär Dienstleistungen und Büro- sowie nicht-störende Gewerbebenutzungen zu entwickeln. Für eine solche Zielsetzung sind ausreichende Standortqualitäten zu entwickeln - eine Wohnnutzung ist an diesem Standort in diesem Zusammenhang daher städtebaulich nicht sinnvoll. Eine Festsetzung als Mischgebiet kann also nicht die gewünschte Nutzungsmischung erreichen. Im Bebauungs-plan soll daher ein eingeschränktes Gewerbegebiet festgesetzt werden. Dies ist von der bis-herigen Darstellung als Mischbaufläche jedoch nicht gedeckt. Zu Konflikten mit der Umge-bungsnutzung kann es nicht kommen, da im Rahmen der Bebauungsplanung über ein Lärmgutachten die Verträglichkeit der Nutzungen sichergestellt wird und die Nutzungsmög-lichkeiten nachbarschaftsverträglich festgesetzt werden sollen. Auch eine Nutzung für ein Ganzjahresbad entspricht nicht mehr der heutigen Zielsetzung und soll daher nicht mehr weiter verfolgt werden. Ferner wird für eine adäquate verkehrliche Erschließung und um in diesem Zusammenhang eine sinnvolle Flächennutzung zu erreichen der südöstliche Teil des ehemaligen Sportplat-zes für Verkehrsflächen und bauliche Nutzungen vorgesehen.  Daher wird die Darstellung in Abstimmung mit dem Bebauungsplan in Gewerbliche Bauflä-che geändert, sowie in einem Teil des bisher als öffentliche Grünfläche dargestellten Be-reichs ebenfalls als „Gewerbliche Baufläche“ dargestellt. Der vordere Bereich der ehemaligen Kaserne „7-er Gruppe“ wurde zwischenzeitlich umge-nutzt. Teilweise wurden Wohnnutzungen etabliert, teilweise gewerbliche Nutzungen. Es wer-den daher sowohl Mischbauflächen als auch Wohnbauflächen dargestellt. Die ehemalige Fläche „Motor-Pool“ welche vom Hauptplangebiet durch die Alzeyer Straße getrennt ist, wird ebenfalls als Mischbaufläche dargestellt, da eine gemischte Nutzung der umgebenden Bebauungsstruktur entspricht.  Gemeinbedarfsflächen (§ 5 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) Die im Süden des Gebietes befindliche Kirche wird seit 2002 von der Jüdischen Kultusge-meinde als Synagoge genutzt. Daher wird der Bereich im Flächennutzungsplan von der Dar-stellung Mischbaufläche in die Darstellung Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung Kirche umgewandelt. Hiermit wird der Bedeutung dieser Einrichtung für Bad Kreuznach auch im Flächennutzungsplan Rechnung getragen und setzt sich in der Festsetzung als „Fläche für kirchliche, kulturelle Zwecke (jüdische Kultusgemeinde)“ im Bebauungsplan fort. Anschließend an diesen Bereich wird eine weitere „Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbe-stimmung soziale und gesundheitliche Zwecke“ dargestellt. Hier wurde der Neubau eines Al-tenwohnheims mit angeschlossenen Seniorenappartements sowie einem Bereich zur Ta-
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-11-gespflege ermöglicht, da sich im Stadtgebiet keine adäquaten Flächenalternativen gefunden haben. Die Fläche hat die erforderliche Größe, liegt günstig im Stadtgebiet und noch relativ zentrumsnah. Die Anbindung über den ÖPNV sowie eine gute fußläufige Erreichbarkeit sind gegeben, Nahversorgungseinrichtungen sind ebenfalls in der Nähe. Auch der geplante Bür-gerpark ist ein weiteres Argument für den Standort. Weiterhin befindet sich in der Nähe kein weiteres Altenwohnheim und soll so den älteren Bewohnern, insbesondere im südöstlichen Stadtgebiet, ermöglichen in der Nähe ihres bisherigen Wohnstandortes zu bleiben und so den vorhandenen Bedarf decken. Flächen für den überörtlichen Verkehr (§ 5 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) Die Landesstraße L412 Alzeyer Straße wird bereits im FNP 2005 als überörtliche Hauptver-kehrsstraße dargestellt. Diese Darstellung wird auch in der Änderung beibehalten. Grünflächen (§5 Abs.2 Nr. 5 BauGB) Die Darstellung im FNP 2005 umfasste bisher eine Öffentliche Grünfläche mit der Zweckbe-stimmung „Sportplatz“. Der in Rede stehende Bereich wird verkleinert und als Öffentliche Grünfläche mit der Zweck-bestimmung „Parkanlage“ dargestellt. Somit wird die Zielsetzung des FNP 2005, Freiflächen zu erhalten und der Öffentlichkeit zugänglich zu machen, erreicht. Es soll ein etwa 1,5 ha großer Bürgerpark entstehen. Ergänzt wird dies im Bebauungsplan durch eine zentrale Fuß- und Radwegeachse vom geplanten Bürgerpark zur so genannten “7er Gruppe“ der ehemali-gen Reichskaserne, die zwischenzeitlich durch eine gemischte Nutzung von Wohnen und Dienstleistung/Gewerbe umgenutzt wurde. 

 Abb. 3: 2. Änderung des Flächennutzungsplan 20058                                                  8 Darstellung ohne Maßstab. 



2. Änderung des Flächennutzungsplanes 

 Stadt Bad Kreuznach Stand: April 2017 zum Feststellungsbeschluss 

-12-VII. Umweltprüfung und Umweltbericht9 Die Umweltprüfung sowie der Umweltbericht mit vertiefenden Fachgutachten und Grünord-nungsplan wurden detailliert im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 5/14 er-arbeitet. Aufgrund der höheren Detailschärfe auf Ebene der Bebauungsplanung wird auf die-se verwiesen und auf eine eigene Untersuchung im Rahmen der Änderung des Flächennut-zungsplanes verzichtet.  Nachstehend erfolgt eine Zusammenfassung der Ergebnisse aus dem Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 5/14. VII.I. Zusammenfassung aus dem Umweltbericht des Bebauungsplan Nr. 5/14 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen  Die Maßnahmen sind im Einzelnen in den vorgehenden Kapiteln der Begründung dargestellt. Die im Hinblick auf Eingriffsvermeidung und Ausgleich wichtigsten sind:  
• Begrenzung der überbaubaren Fläche (GRZ, was z.T. sogar zur Reduzierung der Ver-sieglung führt) sowie der Gebäudehöhe (Trauf- und Firsthöhen).  
• Festsetzung von gesonderten Grünflächen und  
• von Grünstreifen innerhalb der Baugrundstücke.  
• Festsetzung von zu erhaltenden Bäumen und  
• Festsetzung neuer Baumpflanzungen v.a. entlang der Straßen und im Zusammenhang mit Stellplätzen.  
• Eine Lärmkontingentierung trägt dafür Sorge, dass die einschlägigen Richtwerte auch bei einer vollständigen Bebauung des Gebietes im Plangebiet und seiner Umgebung noch eingehalten werden können. Sie ist so angelegt, dass die neu hinzukommenden Immissi-onen im Falle bereits heute erreichter Richtwerte unter der Irrelevanzschwelle bleiben (Unterschreitung des Richtwertes um mindestens 6 dB(A)), d.h. dort zu keiner wahrnehm-baren Erhöhung führen.  
• Die Festsetzung von Lärmpegelbereichen und Anforderungen an die Außenbauteile sowie z.T. auch an die Lage schutzbedürftiger Räume gewährleistet den Schutz der Nutzungen im Gebiet selbst vor allem gegenüber dem Verkehrslärm der Alzeyer-Straße und in etwas geringerem Maß auch der John-F.-Kennedy- und Dürer-Straße.   Insgesamt können die vorgesehenen Maßnahmen die Eingriffe auf rund 2 ha Neuversiege-lung und 1,5 ha Vegetationsverluste bzw. den Verlust von 161, meist noch jüngeren Bäumen und ca. 0,4 ha Gehölze begrenzen. Sie können z.T. innerhalb des Plangebietes aus-                                                9  Der detaillierte Umweltbericht ist der Begründung zum Bebauungsplan „Gewerbepark General-Rose Nr. 5/14“ ab S. 32; Büro L.A.U.B Stand: August 2016 zu entnehmen. 
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-13-geglichen werden, für einen Teil wird auf zusätzliche Ausgleichsmaßnahmen zurückge-griffen:  
• Die Rückbaumaßnahmen innerhalb des Bürgerparks sind bereits bei der summa-rischen Ermittlung der Neuversieglung berücksichtigt. Darüber hinaus ist aber auch auf den nicht versiegelten Sportplatzflächen von einem stark gestörten Un-tergrund auszugehen und es werden dort noch weitere Maßnahmen zur Boden-verbesserung notwendig, wie Beseiti-gung von Bodenverdichtung oder sogar Neu-auftrag von Oberboden. Dies betrifft rund 0,7 ha. Bei Anrechnung im Verhältnis 1:2 können dadurch rund 0,35 ha der 2 ha Neuversieg-lung innerhalb des Plangebietes kompensiert werden.  Bei den verbleibenden 1,65 ha ist darüber hinaus zu berücksichtigen, dass inner-halb der eingeschränkten Gewerbegebiete und Mischgebiete für die Überschrei-tung der GRZ von 0,6 auf 0,8 Bedingungen zur Reduzierung der dadurch verur-sachten Auswirkungen, ins-besondere auf die Wasserabflüsse bestehen, die deren Umweltauswirkungen reduzieren. Dies gilt für rund 2,1 ha der insgesamt 10,5 ha versiegelbaren Fläche und ist auch für größere Teile der Wege und Befestigung innerhalb der Grünflächen (ca. 0,34 ha) zu er-warten.  Selbst wenn man annimmt, dass nur etwa 1/3 dieser rd. 2,4 ha als teilversiegelte Fläche angelegt wird, reduziert dies bereits die Neuversieglung um rund 0,4 ha auf um 1,3 ha.  Ein Ausgleich in dieser Größe (1,3 ha) kann überlagernd mit den rund 1,3 ha Kompensa-tionsmaßnahmen für Vegetationsverluste (siehe unten) erbracht werden.  
• Die Baumverluste können alleine schon durch die Neupflanzung von mehr als 160 Bäu-men entlang der Straßen und in den Vorzonen M1, M3, M5 kompensiert wer-den. Dazu kommen nicht genau zu beziffernde weitere Baumpflanzungen im Zusammenhang mit den Stellplätzen sowie im Bürgerpark und den übrigen Grünflächen.  
• Der Verlust ca. 0,4 ha flächiger Gehölzpflanzungen wird ebenfalls durch die im Gebiet festgesetzten Pflanzungen kompensiert. Alleine bereits durch die abschirmenden Pflan-zungen entlang der Grundstücke (M2, M3, M4) werden rund 0,25 ha erhalten oder ersetzt. Dazu kommen nicht genau bezifferbare Pflanzungen in den Vorzonen der Baugrundstü-cke und in den Grünflächen, insbesondere auch im Bürgerpark, die aber mit Sicherheit mehr als 0,2-0,3 ha ergeben.  
• Der Verlust sonstiger Vegetationsflächen kann zu einem großen Teil durch Wie-derbegrünung innerhalb des Plangebiets kompensiert werden. Dazu gehören neben den nicht überbauten Grundstücksteilen und Pflanzstreifen auf den Baugrundstücken auch die privaten und öffentlichen Grünflächen. Durch die Überbauung von Teilen der ehemaligen Sportplatzflächen im Osten verbleiben aber trotzdem rund 1,5 ha Verlust.  Ein kleinerer Teil kann durch eine Aufwertung von Biotopstrukturen innerhalb des Bürger-parks (ehemalige Rasen-/ Sportplatzflächen) kompensiert werden. Bei An-nahme von et-wa 15% Anteil Gehölzen, Säumen etc. mit naturnaher Artenzusam-mensetzung sind dies etwa 0,2 ha.  Es verbleibt somit ein nicht im Plangebiet zu erbringender Ausgleichsbedarf von 1,3 ha. Dafür werden überlagernd mit den Kompensationsmaßnahmen für Boden-
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-14-versieglung (siehe oben) Ausgleichsmaßnahmen in der Gemarkung Planig zuge-ordnet.  In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten  "Anderweitige Planungsmöglichkeiten" sind unter zwei Gesichtspunkten zu sehen:  
• Alternative Nutzungsmöglichkeiten  
• Alternative Standorte  Die Frage alternativer Standorte stellt sich im vorliegenden Fall nur sehr eingeschränkt. Al-ternativ könnte für die vorgesehene Nutzung entweder auf andere ehemalige Militärliegen-schaften zurückgegriffen werden oder auf Standorte auf der „grünen Wiese“. Ersteres wurde frühzeitig geprüft und es wurde unter städtebaulichen und unter Bedarfsgesichts-punkten ei-ne Arbeitsteilung zwischen den verschiedenen Konversionsflächen als notwendig erkannt. Rose Barracks zeigte sich dabei u.a. auch auf Grund der Lage und der vorhandenen Struktu-ren gegenüber den anderen Flächen als für den vorgesehenen Zweck am besten geeignet. Ein Standort auf der „grünen Wiese“ wäre umweltbezogen in vielerlei Hinsicht deutlich un-günstiger und mit erheblich höheren Eingriffen in Natur und Landschaft verbunden.  Die Frage nach alternativen Nutzungsmöglichkeiten ist ebenfalls vor dem Hintergrund der Palette der übrigen Konversionsliegenschaften innerhalb der Stadt zu sehen. Am vorgese-henen Standort lässt sich angesichts der vorhandenen Nachbarschaft sonst fast nur eine Wohnnutzung realisieren, zu diesem Zweck stehen aber bereits umfangreiche weite-re Flä-chen zur Verfügung.  Zusätzliche Angaben zu technischen Verfahren und Monitoring  Verwendete technische Verfahren und deren wichtigste Merkmale  
• Zur Erfassung der Pflanzen und Tiervorkommen wurde auf eine Vermessung und Luftbil-der zurückgegriffen. Die Einstufung erfolgte in Anlehnung an den vom Land vorgegebe-nen Biotoptypenschlüssel zum Zeitpunkt der Ersterfassung 2003, wobei zur besseren Charakterisierung auch jeweils typische und prägende Arten aufgeführt werden. Der aktu-elle „OSIRIS“ Katalog mit einer neuen Systematik und um-fangreichen Definitionen wurde erst nach Abschluss der Kartierarbeiten veröffentlicht. Auf eine Umstellung wurde ange-sichts der vegetationskundlich wenig bemerkenswerten Strukturen im Gebiet verzichtet.  
• Die Erfassung wurde in einer weiteren Begehung im Jahr 2008 und mit Hilfe eines aktuel-len Luftbildes 2010 auf die Aktualität der Wertigkeiten und ihre Plausibilität geprüft.  
• Diese flächige Erfassung wird auch zur Erfassung der Bodenversieglung herangezogen.  Darüber hinaus kann mit Hilfe der Vegetation als Zeiger auch auf sonstige Störun-gen des Bodens geschlossen werden. Daraus lässt sich kein exaktes Bild über Bodenaufbau und Ursache der Störung ableiten, es reicht aber aus, vorhandene Vorbelastungen so abzu-schätzen, dass sie bei der Ermittlung und Bewertung neu-er Eingriffe angemessen be-rücksichtigt werden können.  
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• Die flächige Erfassung wird darüber hinaus zusammen mit weiteren Plangrundlagen auch zu einer Prüfung herangezogen, inwieweit für klimatische Belange und Wasserabfluss/ Wasserhaushalt relevante Veränderungen zu erwarten sind. Da das Vorhaben in dieser Hinsicht keine oder nur sehr geringe Auswirkungen erwarten lässt, die eher hinter dem Bestand zurückbleiben, reicht diese grobe Betrachtungsweise ebenfalls für eine ausrei-chende Bewertung aus.  
• Bewertungen und Festsetzungen zu Schallimmisionen basieren auf einer Schall-technischen Stellungnahme. Eine genaue Beschreibung der Vorgehensweise und Tech-nik findet sich dort.  Als Grundlage dienen Verkehrsprognosedaten des Büros Modus Consult, Ulm GmbH für das Jahr 2020.  Monitoring Das Vorhaben lässt mit hoher Wahrscheinlichkeit keine unvorhergesehenen Auswirkungen erwarten. Es wird daher kein speziell darauf ausgerichtetes Monitoring vorgesehen, das über die übliche Beobachtung und Überwachung im Gemeindegebiet hinausgeht.  Allgemein verständliche Zusammenfassung zum Umweltbericht  Durch die Umnutzung und die damit verbundene Nachverdichtung sowie durch den Aus-bau der Verkehrserschließung wird es innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungs-plans Zwischen Alzeyer Straße und Dürerstraße (ehemalige Rose-Barracks) Nr. 5/14 auch zu Ein-griffen im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes kommen.  Insgesamt sind die Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt als Folge der bereits vor-handenen Bebauung und Versieglung aber deutlich geringer als auf der „grünen Wie-se“. Teilweise kommt es sogar zu einer Reduzierung der großflächigen Versieglung und nicht zu-letzt werden vorhandene Bodenverunreinigungen systematisch erfasst und ent-sprechend beseitigt oder gesichert.  Baurechtlich drückt sich dies darin aus, dass die Eingriffsregelung des Bundesnatur-schutzgesetzes für den bereits bebauten Westteil nicht zur Anwendung kommt.  Die zusätzliche Überbauung und Versieglung – und der daraus resultierende Bedarf an Aus-gleichsflächen - ist in erster Linie auf die Inanspruchnahme eines ca. 3,1 ha großen Teils der ehemaligen Sportanlagen im Ostteil durch Bebauung zurückzuführen. Auch dort sind die Umweltauswirkungen durch bereits vorhandene Versieglung reduziert, dazu kommt ein Rückbau in anderen Teilen des Plangebietes, der als Teilkompensation ange-rechnet wird. Trotzdem verbleibt ein nicht im Gebiet kompensierbarer Bedarf in Folge von Mehrversieg-lung und Vegetationsverlusten von 1,3 ha. Dieser Verlust betrifft Strukturen, die sich ohne weiteres und auch kurzfristig gleichwertig an anderer Stelle neu entwickeln lassen. Es werden zu diesem Zweck Ausgleichsmaß-nahmen in der Gemarkung Planig zugeordnet.  Weiter gehende negative Auswirkungen auf die Umwelt sind nicht zu erwarten:  
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• Immissionsbelastungen sind als Folge der Nutzungseinschränkungen nicht in einem Maß zu erwarten, das Beeinträchtigungen empfindlicher Nutzungen im Geltungsbe-reich selbst und in seiner Umgebung nach sich ziehen könnte. Die vorgesehene Lärmkontingentie-rung sichert dies auch durch exakte quantitative Festsetzungen ab.  
• Eine Versickerung von Regenwasserabflüssen ist wegen des Risikos von Schad-stoffauswaschungen nicht, oder nur sehr bedingt möglich. Die Vorgaben zu Rückhal-tung und Abflussspitzen werden aber im Zuge der Neuordnung des Entwässerungs-systems bzw. beim Anschluss an das Netz der Stadt entsprechend berücksichtigt. Zusätzliche de-zentrale Rückhaltemaßnahmen werden vorgesehen, sofern die GRZ von 0,6 überschritten wird.  
• Negative klimatische Auswirkungen sind durch die vorgesehene Begrenzung der Be-bauungsdichte und Begrünung nicht zu erwarten, die Lage legt auch keine besondere Funktion für die Stadt als „Kaltluftschneise“ o.ä. nahe.  
• Die prägenden Kasernenbauten im Westteil werden erhalten und auch die gestalteri-sche Grundstruktur dieses Areals mit seinem grünen Platz wird in den Grundzügen erhalten und nur vorsichtig ergänzt und umgestaltet.  
• Das übrige Areal wird neu gestaltet und geordnet und durch die Maßnahmen über-haupt erst öffentlich zugänglich gemacht. Eine besondere Bedeutung kommt dabei dem neu zu schaffenden Bürgerpark und der die Grünflächen verbindenden Fuß-/ Radwegeachse zu, was erstmals auch Nutzungsmöglichkeiten für Erholungssuchen-de innerhalb dieses Ge-ländes eröffnet.   Thema Lärm Es ist Aufgabe der Bauleitplanung Konflikte zu erkennen und hierfür Lösungen zu erarbeiten. Die Zielsetzung des Bebauungsplans Nr. 5/14 ist die Schaffung von attraktiven Gewerbeflä-chen. Dies ist im Spannungsfeld umgebender Wohnbebauung zu betrachten.  Daher wurde zur Bewältigung dieser Problemstellung eine Lärmkontingentierung durch ein Fachgutachterbüro erstellt.  Durch die Lärmkontingentierung werden Emissionskontingente festgesetzt, um die Störung empfindlicher Nutzungen innerhalb und außerhalb des Geltungsbereichs zu vermeiden und zugleich eine faire Verteilung der dazu notwendigen Nutzungsbeschränkungen bzw. Minde-rungs- und Schutzmaßnahmen zu erreichen. Insbesondere wird vermieden, dass einzelne Nutzer Grenz- und Richtwerte an den maßgebenden Immissionspunkten bereits in einem frühen Stadium der Erschließung vollständig ausschöpfen und dadurch die Ansiedlung weite-rer Vorhaben wesentlich erschweren oder sogar unmöglich machen. Die Kontingentierung im Bebauungsplan basiert daher auf einem zu diesem Zweck erarbei-teten Fachgutachten, auf das hinsichtlich genauerer Erläuterungen hier verwiesen wird.10 Sie                                                 10 Paul Pies, Schalltechn. Ingenieurbüro für Gewerbe-, Freizeit- und Verkehrslärm: Schalltechnische Stellungnahme zum Bebauungsplangebiet „Zwischen Alzeyer Straße und Dürerstraße (ehemalige Ro-
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-17-berücksichtigt in der Anwendung sowohl die Entfernung zu betroffenen empfindlichen Nut-zungen (mit der Abgrenzung verschiedener Teilflächen im Bebauungsplangebiet) als auch die Richtung in der diese liegen (Zusatzkontingente). Der Vorhabenträger ist dann frei in der Entscheidung darüber, ob für in betriebliche, technische oder auch bauliche Vorkehrungen die beste Lösung sind, die vorgegebenen Werte einzuhalten.  Die Zuteilung von Kontingenten erfolgt proportional zur Grö0ße des jeweiligen Baugrundstü-ckes.  Das Fachgutachten kommt zu der Einschätzung, dass die im Osten realisierbaren Kontin-gente in aller Regel z.B. stärkere Entladetätigkeiten im Freien ausschließen und um Wesent-lichen nur eine Nutzung als Büro oder Verwaltung zulassen. Dies ist aber durchaus im Sinne der angestrebten städtebaulichen Konzeption. Das Gutachten zeigt andererseits aber auch auf, dass auch Flächen mit höheren Kontingenten zur Verfügung stehen, die das Nutzungs-spektrum in der gewünschten Weise erweitern können.   Übersicht Flächen Bestand Bestand  Versiegelte, bebaute Bereiche  12,43 ha   Teilversiegelte Bereiche 1,04 ha davon: Sportanlage Sand/ Ascheplatz, unbefestigte Wege 0,94 ha  Schotterfläche 0,10 ha Vegetationsflächen 5,95 ha davon: Gras-Krautflur (ehem. öffentl. Grünflächen)  2,59 ha  Sportanlage Rasenplatz 3,36 ha Gesamt 19,42 ha     

                                                                                                                                                   se-Barracks)“ Nr. 5/14 der Stadt Bad Kreuznach, Gutachten im Auftrag der Stadt Bad Kreuznach, 2013. 




